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nennenswert  steigern  kann. Mit dem  vorliegenden Text wird  geprüft, 
inwieweit  das  existierende  Institutionen‐  und  Interaktionssystem  mit 
keynesianischen  Vorstellungen  kompatibel  ist.  Ansatzpunkte  für  eine 





















Böckler‐Stiftung,  Hans‐Böckler‐Straße  39,  40476  Düsseldorf,  torsten‐niechoj@boeckler.de.  Ich  danke 
Eckhard  Hein,  Achim  Truger  und  Thorsten  Schulten  für  Diskussionen  und  Anregungen  zu  einer 
früheren Fassung des Textes. 
2  Torsten Niechoj 
nesianischer  Vorstellungen  Anknüpfungspunkte  bei  den  Akteuren  auf  EU‐Ebene 
und  bei den  gegebenen  Institutionen  gibt.  Spezifisch wird  hier die Rolle der Ge‐




ich  eine  konzise  Charakterisierung  der  keynesianischen  Vorstellungen  zur  Wirt‐
schaftspolitik, die sich hauptsächlich auf die neu‐ und postkeynesianischen Stränge 
der  Theoriebildung  stützt  (Abschnitt 1).  Anschließend  diskutiere  ich,  inwieweit 
dieses  Politikprogramm  für  Gewerkschaften  attraktive  Elemente  enthält  (Ab‐
schnitt 2). Soweit es  für die makroökonomische Politik  relevant  ist, beschreibe  ich 
dann das  Institutionengefüge auf EU‐Ebene  (Abschnitt 3). Diesem aktuellen Stand 
stelle  ich das keynesianische Konzept gegenüber (Abschnitt 4): Folgt die  institutio‐
nelle  und  inhaltliche  Ausgestaltung  der  EU‐Wirtschaftspolitik  bereits  keynesiani‐
schen  Vorgaben?  Welche  Überschneidungen  und  welche  Widersprüche  gibt  es? 
Sind diese Fragen geklärt, untersuche ich, welche Anforderungen eine Realisierung 
des Konzepts  an  die Gewerkschaften  als  einen  zentralen Akteur makroökonomi‐
scher Politik stellt und welche Bündnispartner und begünstigenden Konstellationen 





die vorherrschende Makroökonomik, die  sich  aus neo‐ und neuklassischen  sowie 
monetaristischen Überlegungen speist und daher diskretionäre Politik ablehnt. Aus 
keynesianischer Perspektive gesehen,  stehen die wirtschaftspolitischen Akteure  in 













neoklassischen  Ideal  entsprechen,  womit  Ansatzpunkte  für  eine  stabilisierende 
Politik erkennbar werden. Da  in neukeynesianischen Modellen Geld  in der kurzen 
Frist nicht neutral ist, sondern – im Gegensatz zu neuklassischen Argumentationen 
–  durchaus Auswirkungen  auf  das  Investitions‐  und Konsumverhalten  der Wirt‐
schaftssubjekte  zeitigt,  ergeben  sich  für  die  Geld‐  und  Fiskalpolitik  andere  Wir‐
kungsmechanismen  und  Politikempfehlungen  als  aus  neuklassischer  Sicht  (vgl. 
Mankiw 2003: 439–460): Für die kurze und mittlere Frist wird der Fiskalpolitik be‐
scheinigt,  exogene  Schocks  abfedern  zu  können. Auch das Wirken  der  automati‐
schen Stabilisatoren soll sichergestellt sein, um  in  rezessiven Phasen ein Absinken 
der  effektiven Nachfrage  abzubremsen.  Staatliche  Investitionen  sind  sinnvoll und 
können das Wachstums‐ und Beschäftigungsniveau anheben. Der Geldpolitik wird 
ein  inflation  targeting anempfohlen, um so die Wirtschaft vor  Inflation, aber auch 
vor Deflation zu schützen. Das Zinsniveau hat Einfluss auf die Investitionsentschei‐
dungen,  da  Zinssenkungen  die  Schuldenlast  der  Unternehmen  verringern  oder 
Neukredite ermöglichen. 
Wenig Differenzen  zum Mainstream  finden  sich  aus  neukeynesianischer  Per‐
spektive im Bereich der Lohn‐ und Arbeitsmarktpolitik. Auch wenn einige Arbeits‐
marktridigitäten als Folge subjektiv rationalen Handelns nachgewiesen werden und 
somit  eine  gewisse  Berechtigung  aufweisen,  identifiziert  der  Neukeynesianismus 
zahlreiche Marktinflexibilitäten, die Arbeitslosigkeit  erzeugen und daher behoben 
werden sollen. Diese Position liegt nahe, da neukeynesianische Modelle zumeist auf 














Postkeynesianische  Autor(inn)en  gehen  davon  aus,  dass  kurz‐  und  mittelfristige 
Maßnahmen der Geld‐ und Fiskalpolitik langfristige Wirkungen haben, somit in der 
langen  Frist  nicht  das  Allgemeine  Gleichgewichtsmodell  wieder  zur  Geltung 










die Geldpolitik  in rezessiven Phasen weitgehend  ineffektiv  ist.  Immerhin stimmen 
beide keynesianischen Ansätze darin überein, dass  eine Lohnpolitik, die  Inflation 
vermeidet, der Zentralbank einen größeren Spielraum  für Zinssenkungen  lässt, da 
dann  von  der  Lohnseite  keine  Gefahr  für  das  Preisniveau  ausgeht  und  es  somit 
keinen Grund gibt, Preissteigerungen mittels einer Hochzinspolitik zu bekämpfen. 









tomatischen  Stabilisatoren wirken  lassen, dabei  aber nachhaltig  in dem  Sinne 
sein, dass sie übermäßige Defizite auf Dauer nicht zulässt. 
–  Lohnanstiege  sollen  sich  an der  einzelstaatlichen Trendproduktivität plus der 
durch die Europäische Zentralbank (EZB) tolerierten Inflationsrate für den EU‐
Raum orientieren. Aus neukeynesianischer Perspektive gibt diese Orientierung 






Zukunftserwartungen,  kann  laut  keynesianischer  Voraussage  die  Ökonomie  auf 





günstige das  Investitionsniveau und verhindere  so  fiskalische Defizite; die Löhne 







die  Auswirkungen  ihres  Handelns  auf  andere  Politikbereiche,  können  negative 
Handlungseffekte vermieden und positive verstärkt werden. Eine solche Koordinie‐
rung kann implizit erfolgen, indem die Akteure sich an den genannten Empfehlun‐
gen  orientieren.  Eine  explizite  Berücksichtigung  kann  jedoch  Vorteile  gegenüber 
einer rein individuellen Befolgung der wirtschaftspolitischen Empfehlungen bieten. 
Tauschen die Akteure Informationen aus und stimmen sie sich explizit untereinan‐
der  ab,  reduzieren  sie damit die Unsicherheit über die Handlungen der  anderen, 
was Vorbehalte, Zeitverzögerungen und Missverständnisse vermeidet. Versprechen 
etwa  die  Tarifparteien  der  Zentralbank  glaubhaft  eine  produktivitätsorientierte 


















werkschaftsbund  und  seine  Empfehlungen  für  eine  alternative  Wirtschaftspolitik 









ration  1999a). Mit  einer  solchen Lohnpolitik möchte der EGB Lohnzurückhaltung 
verhindern und die Produktivitätsgewinne für die Beschäftigten sichern. Produkti‐
vitätsorientierung  stellt  also  für  die  Gewerkschaften  den  Versuch  dar,  einen  ge‐
meinsamen  Boden  gegen  Lohndumping  in  Europa  einzuziehen.  Darüber  hinaus 




Bedeutet  dies,  dass  die  Gewerkschaften  ohne  Vorbehalte  hinter  dem  in  Ab‐
schnitt 1 skizzierten keynesianischen Konzept stehen können? Erreichen sie durch 
keynesianische  Politik  ihre  Ziele  hoher  Einkommen,  einer  ausgeglichenen  Lohn‐






schaften  für  die  verstärkte  Wachstumsausrichtung  der  EZB  eine  Gegenleistung 
erbringen müssten. Als kleine Einschränkung bleibt nur, dass das Ausmaß der EZB‐













ein  sich  selbst  verstärkender  Effekte würde  einsetzen: Kollektive Verträge  in  der 
Fläche,  zuerst  eine  Voraussetzung  der  Lohnkoordinierung,  würden  durch  eine 
funktionierende Koordinierung selbst wieder bestätigt und gestärkt. Umverteilun‐
gen  zu  Ungunsten  der  Beschäftigten  wären  außerdem  verhindert.  Zudem  führte 
eine derartige Politik auch wirksam zur Vermeidung von Lohn‐Preis‐Spiralen, also 











rung an Trendproduktivität plus  Inflationsrate  erfordert  stattdessen,  sich auf  eine 
Regelbindung einzulassen. Statt zu jeder Tarifrunde organisationsintern ein Lohnziel 
zu definieren,  ist dieses bereits durch die Regel vorgegeben. Umverteilungspolitik 

















tivität und  Inflation)  folgen, wie sie  in den Empfehlungen des Europäischen Rates 
über  die  »Grundzüge  der Wirtschaftspolitik«  (2003)  oder  bei  neukeynesianischen 
Autor(inn)en zu finden  ist. In Hinsicht auf die Lohnpolitik änderte sich gegenüber 
dem Ist‐Zustand scheinbar wenig, allerdings akzeptierten dann die Gewerkschaften 
solange  niedrigere  Lohnanstiege,  soweit  immer  noch  Arbeitslosigkeit  (abzüglich 




Der Vergleich  zeigt, wieso das keynesianische Programm,  jedenfalls  in  seiner 
postkeynesianischen Variante, attraktiv für die Gewerkschaften sein kann: Nachtei‐
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ist. Eine weitere Untergruppe  ist die so genannte Eurogruppe, ein  informeller Zu‐
sammenschluss  der  Finanzminister  der  Eurowährungsraumstaaten,  also  ohne 













mission  also  die  Rechtsgrundlagen  der  Wirtschaftspolitik  und  die  Ausgestaltung 
der Verfahren. Im Laufe der Zeit haben sich dabei für die Geld‐, Lohn‐ und Fiskal‐
politik  jeweils  eigene  Steuerungsformen herausgebildet. Das  Spektrum  reicht von 
direkt‐zentraler Steuerung über harte, das meint: stark bindende Koordinierung bis 
hin zu weichen Koordinierungsverfahren, die ohne nennenswerte Sanktionen aus‐








EWU‐Mitgliedsstaaten  einfordern  und  über  rechtsverbindliche  Sanktionen  absi‐




tikkoordinierungsverfahren. Arbeitsmarkt‐,  lohn‐  und  strukturpolitische  Entschei‐
dungen werden nur  in  allgemeinen Linien getroffen und  sehen  allenfalls naming 
and shaming vor, wenn die geforderten Maßnahmen nicht  implementiert werden. 
Konvergenzherstellung  erfolgt  also  über  best  practice, Vergleich  und Übernahme 
erfolgreicher einzelstaatlicher Maßnahmen, und über peer pressure, über gegensei‐
tigen Druck unter Gleichen. Diese Form der Koordination ist mittlerweile von Seiten 
der  EU  begrifflich  als  offene  Methode  der  Koordination  (»open  method  of  co‐





der  besonderen Eignung weicher Koordination  für  sensible Themenbereiche, d.h. 
solche, die  bislang  keinen hohen Konsens  bei den  vorzunehmenden Maßnahmen 
und der etwaigen Lastenverteilung aufweisen. Offenheit der Methode meint dabei 
eben jenes Verfahren der Findung von Richtlinien, die eine indirekte Form der Steu‐
erung darstellen, da  sie kein direktes Weisungsverhältnis  schaffen,  sondern  einen 













Gegenüber  anderen Akteuren  hat  die Zentralbank  nur  Informationspflichten, 
wenngleich  sie dazu  angehalten  ist, die Wirtschaftspolitik der EU nach Mög‐
lichkeit  zu unterstützen.  Im Rahmen des Makroökonomischen Dialogs  ist die 
Geldpolitik mit den  anderen makroökonomischen Politiken  institutionell  ver‐







etwas  eigentümlich  aus.  Ihr Handeln  sei  eindeutig  auf  die  Stabilisierung  des 
Preisniveaus  ausgerichtet, womit  sie  gleichzeitig  ihr weiteres Ziel  der  Unter‐
stützung der Wirtschaftspolitik erfüllt zu haben annimmt: Die Erreichung von 
Preisniveaustabilität  führt  nach Lesart der EZB  zu  einem Wachstum und Be‐
schäftigung  förderlichen  monetären  Rahmen,  der  keine  weitere  Handlungen 
nötig macht (vgl. Issing 2000). Ebenso geben aus Sicht der EZB nationale Diffe‐
renzen bei Inflation, Wachstum und Beschäftigung keinen Anlass, von ihrem In‐




Bereiche  Steuerungsform  vorrangige Ziele  Mittel  tragende Akteure  Institutionelle Verankerung 
Intrakoordinierung 
der Geldpolitik 



























































































Strategie  basiert  die  Geldpolitik  der  EZB  immer  noch  auf  einer  Zwei‐
Säulenstrategie,  in  der  neben  der  Inflationsbeobachtung  die  Geldmengenent‐
wicklung gemäß monetaristischer Denkweise Berücksichtigung findet (vgl. Eu‐
ropäische  Zentralbank  2003a,  Issing  2003,  Europäische  Zentralbank  2003b). 
Seitdem aber deutlich wurde, dass trotz hohen Geldmengenwachstums die In‐
flation  nicht  gleichermaßen  ansteigt,  hat  die Geldmengensäule  an  Bedeutung 





flationsorientierung,  die  sich  bereits  seit  Bestehen  der  Währungsunion  abge‐




ihren Monatsberichten. Allerdings hat sie  ihren Zielwert  für die  Inflation sehr 
niedrig gewählt und präferiert  Inflations‐ vor Deflationsvermeidung  (vgl. All‐
sopp/Artis 2003, Fourçans/Vranceanu 2002), weswegen  ich das  inflation  targe‐
ting der EZB als konservativ bezeichne. 
–  Fiskalpolitik  
  Die  fiskalische  Integration  ist weniger weit  als  jene  der Geldpolitik  vorange‐
schritten. Es gibt zwar einen gemeinsamen EU‐Haushalt, dieser  ist  jedoch mit 
etwa einem Prozent des EU‐BIPs sehr gering; die fiskalpolitischen Entscheidun‐




  Der Pakt  stellt  eine Ausformulierung und Konkretisierung des  in Artikel  104 
EG‐Vertrag definierten Defizitverfahrens (»Excessive Deficit Procedure«) dar. Er 
umfasst  neben  einer  auf  dem  Amsterdamer  Gipfel  beschlossenen  Resolution 
zwei den Pakt definierende Verordnungen  (vgl. Europäischer Rat 1997, Minis‐
terrat 1997a, Ministerrat 1997b). Ziel des SWPs  ist es, die EU‐Länder auf einen 





nicht  mehr  als  3 %  des  Bruttoinlandsprodukts  und  der  Verschuldungsstand 
maximal 60 % des BIP betragen. Erreicht werden soll dies durch Stabilitätspro‐
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vorübergehende  Defizitüberschreitung  handelt  und  entweder  ein  außerge‐
wöhnlicher  exogener  Schock  Ursache  der  Defizitüberschreitung  ist  oder  ein 
schwerer Abschwung vorliegt  (vgl. Ministerrat 1997b, Art. 2). Ein Abschwung 
begründet  eine Ausnahme, wenn  er zu  einem BIP‐Negativwachstum von 2 % 
oder mehr  führt  oder darunter  liegt,  jedoch  besonders  abrupt  oder  trendbre‐
chend ausfällt. Im Bereich eines Negativwachstums zwischen 0,75 und 2 % liegt 
es daher  im Ermessen des Ministerrats, eine Ausnahmesituation  festzustellen. 




der  Stimmen)  das  Defizitverfahren  einleiten  und  mit  Zwei‐Drittel‐Mehrheit 




die  3 %‐Referenzmarke  übersteigt.  Die  maximal  einzulegende  Summe  ist  auf 
0,5 % des BIP begrenzt. Diese Einlage wird zurückgezahlt, sobald das übermä‐




bereits  einer  Sanktionierung unterliegt, wird die Einlage nur um den  fälligen 
variablen, jedoch nicht den fixen Anteil des erneuten Defizitjahres erhöht. 
  Etwas  anders  sieht  das Verfahren  für  EU‐Länder  aus,  die  nicht Mitglied  des 
Euro‐Raums sind. Sie unterliegen Konvergenzprogrammen, die neben den  fis‐
kalischen Zielwerten zu Defizit und Staatsverschuldung noch monetäre Richt‐









lassen  (vgl.  Europäische  Kommission  2002:  3  und  8,  European  Commission 
2003a: 4 f.).  In mittlerer Frist  sollen aktuelle Konsolidierungsbemühungen das 
zukünftige  volle Wirken  der  automatischen  Stabilisatoren  unter  Berücksichti‐
gung  des  3 %‐Defizitkriteriums  möglich  machen.  Mittlerweile  bereinigt  die 
Kommission die Defizitzahlen der Länder auch um die konjunkturelle Kompo‐




räumt  wird  und  die  Stabilisatoren  faktisch  gerade  nicht  automatisch  wirken 
können. Festzuhalten ist zudem, dass der SWP allein auf Defizitvermeidung in 






















gen  (»Employment  recommendations«)  an die Länder  adressiert. Die  für  alle 
Länder geltenden Leitlinien nennen als ihre Ziele, erstens Vollbeschäftigung zu 
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erreichen,  zweitens  die  Arbeitsplatzqualität  und  die  Arbeitsproduktivität  zu 
steigern und drittens den  sozialen Zusammenhalt zu  stärken  (vgl. Ministerrat 
2003a). Bis 2002 waren die Leitlinien nach vier Themenbereichen aufgeteilt, seit 
2003  sind  sie nach zehn Handlungsprioritäten gegliedert, die  etwa die Förde‐
rung  der  Anpassungsfähigkeit  in  der Arbeitswelt  oder  den Aufbau  von Hu‐
mankapital beinhalten. Daraus leitet der Ministerrat die länderspezifische Emp‐
fehlungen ab  (vgl. Ministerrat 2003b). Die Beschäftigungspolitischen Leitlinien 
müssen  von  den  Ländern  in  Nationalen  Aktionsplänen  (»National  Action 
Plans«) konkretisiert werden, was in der Praxis so aussieht, dass die jeweiligen 
einzelstaatlichen  Maßnahmen  im  Bereich  der  Arbeitsmarktpolitik  aufgeführt 




der Kommission  vorbereiteten  und  vom Ministerrat  angenommenen  gemein‐
samen  Beschäftigungsbericht  (»Joint  Employment  Report«)  kontrolliert.  Zahl‐
reiche  Gremien  wie  das  Europaparlament  oder  das  Regionenkommittee 
(»Committee  of  the Regions«)  sind mit  beratender  Funktion  in die Verfahren 
der Beschäftigungsstrategie einbezogen.  
  Die  Empfehlungen  der  Beschäftigungspolitischen  Leitlinien  zielen  vorrangig 
auf  strukturelle  Änderungen  des  Arbeitsmarktes  ab  und  weisen  neben  einer 
Stärkung von Ausbildungsmöglichkeiten in Richtung einer Flexibilisierung der 
Arbeit und Stärkung von Anreizen zur Arbeitsaufnahme  (vgl. Goetschy 1999). 
Damit  folgen  sie  einem  neoklassischen  Arbeitsmarktverständnis,  demzufolge 






Fähigkeit  in weiten  Bereichen  einheitliche Regelungen  durchzusetzen,  nimmt 
ab. In der Folge sind tendenziell geringere Lohnanstiege und eine größere Hete‐
rogenität der Abschlüsse zu erwarten. 


















die  sicherstellen,  dass  sich  die  Reallohnposition  der  Beschäftigten  nicht  ver‐
schlechtert und  sie am BIP‐Zuwachs  teilhaben. Beides  jedoch widerspricht zu 
guten Teilen dem Ansatz des Luxemburger Prozesses, der  zwar die Gewerk‐
schaften  in die Arbeitsmarktgestaltung  einbezieht,  ihre Verhandlungsposition 
aber beschränken und die Verhandlungsebene dezentralisieren will. Auch die 








andere  Politikbereiche  erwachsen  können,  abzuschwächen  oder  kontrollierter  zu 
verarbeiten. 
–  Grundzüge der Wirtschaftspolitik 
  Als  1993  das  Weißbuch  der  Europäischen  Kommission  »Wachstum,  Wettbe‐




legungen  bilden  die  Basis  für  die  im  gleichen  Jahr  erstmals  veröffentlichten 
Grundzüge der Wirtschaftspolitik  (»Broad Economic Policy Guidelines« – BEPG). 
Sie werden jährlich vom Ministerrat verabschiedet und enthalten an die einzel‐











tum  fördern  (vgl.  ebd.:  61–63). Wenngleich  in der breiten Öffentlichkeit nicht 
unbedingt präsent, bilden sie dennoch das Zentrum E(W)U‐weiter Koordinati‐
on: Sie beinhalten zum einen Empfehlungen für alle ökonomisch relevanten Po‐
litikbereiche,  und  zum  anderen  müssen  alle  anderen  Koordinationsverfahren 
Ergebnisse  liefern, die  im Einklang mit den BEPG stehen. Das Verfahren  ist so 
gestaltet,  dass  die  Kommission  jährlich  einen  Bericht  über  die  EU‐





tiert  der  EcoFin‐Rat  diese  Vorlage  und  verändert  den  Kommissions‐Entwurf 
gegebenenfalls, woraufhin er  letztendlich verabschiedet wird. Durch einen seit 
1999  jährlich durch die Kommission erstellten Umsetzungsbericht (»Implemen‐
tation  Report«)  erfolgt  eine  Überprüfung  der  vorgeschlagenen  Maßnahmen; 
Sanktionen, um die Länder auf die Vorschläge zu verpflichten, existieren jedoch 
nicht. Mit der 2003er Ausgabe der Grundzüge sind sie nicht länger nur auf das 
kommende  Jahr  ausgerichtet,  sondern  sie  umfassen  Empfehlungen  für  eine 
dreijährige  Periode  (vgl.  Broad  economic  policy  guidelines  2003,  European 
Commission 2002) 
–  Makroökonomischer Dialog 
  Mit dem Kölner Gipfel  im  Jahre 1999 hat der Europäische Rat den Makroöko‐
nomischen Dialog  (MD) als weiteres Koordinierungsverfahren und Teil des so 
genannten  Europäischen  Beschäftigungspakts  den  Prozessen  von  Luxemburg 
und Cardiff an die Seite gestellt (vgl. Europäischer Rat 1999). Zwei Mal im Jahr 
treffen  im MD Vertreter des Ministerrates, der Kommission, der Europäischen 
Zentralbank,  der  Gewerkschaften  und  der  Arbeitgeber  zusammen.  Ziel  des 






ne  technisch  orientierte Gesprächsrunde  vorgelagert  (vgl.  ebd.). Eine Arbeits‐
gruppe aus Mitgliedern des Economic Policy Committee, des Employment and 









Verfahren  um  eine  weiche  Koordinierung,  die  ohne  zwingende  Sanktionen  aus‐






Nach  Darstellung  der  keynesianischen  Vorstellungen  zur  Behebung  der  Wachs‐










wirtschaftspolitischen Auffassung  ist nötig, die  entweder über  einen Wechsel der 
relevanten Bezugsmodelle innerhalb der EZB oder durch eine institutionelle Ände‐
rung  erfolgen  kann.  Als  geeignetes  Mittel  aus  keynesianischer  Perspektive  bietet 
sich ein expansiver ausgerichtetes  inflation  targeting an, was bedeuten könnte,  im 
Mittel  eine  höhere  Inflationsrate  anzustreben  und  dabei  den  Inflationskorridor 
symmetrisch anzusteuern, also gleichermaßen gegen Inflation und Deflation abzusi‐
chern (vgl. Allsopp/Artis 2003). Des Weiteren müsste dann das Instrument der Infla‐
tionsprognose  ausgebaut  werden.  Allerdings  sei  auch  angemerkt,  dass  aufgrund 
der asymmetrischen Wirksamkeit der Geldpolitik, die mit ihrer Zinspolitik zwar das 
Wachstum  beschränken,  es  aber  nur  fördern,  nicht  jedoch  erzwingen  kann,  eine 
keynesianischere Ausrichtung erst in mittlerer Frist Auswirkungen zeitigt.  
























































































































um  öffentliche  Investitionen  zu  stärken.  Die  bisherigen  Uminterpretationen  der 




sind die Herausnahme  (und damit Förderung)  von  öffentlichen  Investitionen  aus 
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der  Defizitberechnung  sowie  ein  konjunkturgerechtes  Schwanken  der  automati‐
schen  Stabilisatoren.  Das  Ziel  eines  mittelfristigen  Budgetausgleichs  oder  gar 
‐überschusses  wird  als  unbegründbar  abgelehnt.  Damit  ist  festzuhalten,  dass  im 
fiskalischen Bereich sowohl eine wirtschaftspolitische Umorientierung als auch eine 
umfangreiche Neugestaltung  der  Institutionen  ansteht,  bevor  die  EU‐Politik  dem 
keynesianischen Modell nahe kommt. Der Konflikt um die Einfrierung der Defizit‐





































Konsens.  Erfolgt  keine  Einigung,  bleibt  dies  folgenlos,  so  dass  allein  durch  eine 
vertraulich‐kooperative  Atmosphäre  keine  Positionsangleichung  zu  erwarten  ist. 
Für  einen  Koordinierungserfolg  entscheidender  ist  aber  noch,  dass  die  Akteure 




kann  auch  bei  bester  institutioneller  Unterstützung  am  Ende  keine  koordiniert‐
keynesianische Politik herauskommen. Aktuell  ist es so, dass Koordinationsbedarf 
zwar von vielen Akteuren gesehen wird, die wirtschaftstheoretischen Ausrichtun‐













dinierende  Instanz  bei  Koordinierung  gestärkt  wird  (vgl.  Broad  economic  policy 
guidelines 2003: 67). Hierbei handelt es sich aber eben um eine Koordinierung mit 
anderen Zielen und unterstellten Wirkungsweisen als bei keynesianischer Modellie‐










lich  ist  und was  kaum  realisierbar  sein wird,  rekapituliere  ich  im  Folgenden  die 
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rungsunion Versuche  lanciert worden,  eine gemeinsame Währung zu  installieren. 
Sowohl Überlegungen  in den 1950er  Jahren bei damals hoher ökonomischer Kon‐








teilweise  relativ  großen  Bandbreiten  (vgl.  ebd.  171–201).  Der  weitere  Schritt,  zu 
einer Währungsunion überzuleiten, musste nicht  zwingend  erfolgen.  Interne und 
externe Faktoren haben jedoch letztlich zu einer verstärkten Unterstützung für eine 
Währungsunion  geführt:  Die  Deutsche  Mark  nahm  im  Rahmen  des  EWS  immer 
schon  die Rolle  einer  regionalen  Leitwährung  ein  (vgl.  Thomasberger  1993:  179–
201). Die sich aus der DM‐Dominanz ergebenden Anpassungen der anderen Wäh‐
rungen an die Deutsche Mark  führten auf ökonomischer und politischer Ebene zu 
Spannungen.  1987  nahm  dementsprechend  die  Kritik  von  französischer  Seite  zu 
und kulminierte in einem Memorandum des damaligen Wirtschaftsministers Balla‐
dur  (vgl. Balladur 1993  [1987]). Weitere Überlegungen  für  eine den Status der D‐
Mark  relativierende  Währungsunion  folgten  mit  der  Anforderung  eines  Berichts 
unter Leitung  Jaques Delors’ durch den Hannoveraner EU‐Gipfel, der 1989 vorge‐
legt wurde  (vgl. Delors‐Bericht  1993  [1989]).  Sie bekamen  eine besondere Brisanz 
mit der  sich abzeichnenden Wiedervereinigung 1989  in Deutschland. Nun musste 
die deutsche Regierung auf die Ängste der Nachbarländer über die Vergrößerung 
des  bundesrepublikanischen  Hoheitsgebietes  Rücksicht  nehmen,  weil  sie  für  den 
Zwei‐plus‐vier‐Vertrag über die Wiedervereinigung  auf wohlwollendes Verhalten 
der alliierten Staaten des Zweiten Weltkriegs angewiesen war. Die deutsche Regie‐
rung konnte die Währungsunion  als Signal der  starken  europäischen Einbindung 
Deutschlands nutzen. Nichtsdestotrotz wollte die deutsche Regierung  im Verbund 














bei  einer niedrigen  Inflationsrate  ihr vorrangiges Ziel  (vgl.  Issing 2001). Einer 








ein  gemeinsames  Vorgehen  fasst,  lehnt  sie  als  kontraproduktiv  ab.  Die  EZB 
sieht  massive  Umsetzungsprobleme  einer  solchen  Politik  (vgl.  Europäische 
Zentralbank 2003c: 48): Erstens hält sie eine angemessen koordinierte Reaktion 






ordinierter  Aktionen  zur  Verfügung  stünden.  Angesichts  dessen  erachtet  die 





policy’s  commitment  to  maintain  price  stability  as  given,  when  deciding  on 
their  own  actions,  this will  lead  to  implicitly  co‐ordinated policy  outcomes  ex 


















–  Möglicherweise  kann  öffentlicher  Druck  zu  einer  Verschiebung  der  EZB‐
Position führen. Bisher wird die Zentralbank kaum als relevanter Akteurin und 






















vereinfachungen  und  den  Übergang  zu  Abstimmungen  mit  qualifizierten 








zu  Trichet  aus.  Auch  wenn  Organisationen  sich  über  ein  Prinzipal‐Agent‐
Verhältnis definieren, das die ausführenden Agenten  in ein Kontroll‐ und Re‐
gelsystem  einbindet  (vgl.  Niechoj  2003:  80–82),  welches  von  Einzelnen  nicht 
komplett  verändert  werden  kann,  könnte  Trichet  eine  moderate  Neuausrich‐





–  Eine  ökonomische  Veränderung,  die  die  EZB  zu  einem  Umdenken  bringen 
könnte, wäre  eine Deflation.  Sinken die  Preise dauerhaft, untergräbt dies die 
Steuerungsfähigkeit der EZB: Vermeiden die Unternehmen in Reaktion auf die 
Deflation Kredite und somit Investitionen, gerät die Wirtschaft in die Krise, was 
die Deflation weiter  anheizt. Damit kann dann die EZB  ihr  Inflationsziel von 
knapp unter 2 % nicht halten, ebenso wird sie auch bei starken Zinssenkungen 





Für  die  EZB  gibt  es  kaum Gründe,  ihr Handeln  zu  ändern. Die Gewerkschaften 
werden  bis  auf  Weiteres  wohl  oder  übel  die  EZB‐Politik  als  Datum  akzeptieren 
müssen und sind gehalten, Lohn‐Preis‐Spiralen zu vermeiden. Eine Neuausrichtung 
der EZB ist eher unwahrscheinlich; allenfalls moderate Korrekturen sind zu erwar‐




Stabilitäts‐ und Wachstumspakt. Er  stellt  eine Konzession  an die Länder dar, die 
befürchteten,  ohne  einzelstaatliche  Geldsouveränität  und  ohne  institutionelle  Be‐
grenzung könnten fiskalische Defizite überhand nehmen und die restlichen Länder 
























Situation  aber  eine  neue,  politische  Dimension:  Mehrere  kleinere  Länder,  deren 
Anteil  am  Gesamt‐EU‐Binnenmarkt  jeweils  eher  gering  ist,  fürchten  eine  Zwei‐















































weniger  strenge  Anwendung.  Luxemburg,  bis  vor  kurzem  ebenfalls  Verfechter 
einer harten Linie, zeigt sich nun moderater. Ähnlich Belgien, das Veränderungen 



















































2003  zu  Strafmaßnahmen  gegen Deutschland  und  Frankreich  bringen;  sie  endete 
mit  einem Kompromiss  (vgl.  EcoFin‐Council  2003:  15–22). Nicht  stimmberechtigt 







Verschärfung  nur  Spanien,  die  Niederlande,  Österreich,  Finnland,  Belgien  und 
Griechenland  zugestimmt, womit  sich  aufgrund der Addition der unterschiedlich 
hohen  Stimmenzahlen, die  jedem Land  zustehen,  eine Patt‐Situation  ergeben hat. 
Frankreich  in  der  Entscheidung  über  Deutschland  und  Deutschland  in  der  Ent‐





















Im  Prinzip  verbessert  der  einheitliche Währungsraum  die Möglichkeit  für  kleine 
Länder, über Lohnmoderation Lohnkostenvorteile gegenüber anderen Ländern zu 




Niederlanden  (vgl. Schulten/Mühlhaupt 2003),  sehen  sich die Gewerkschaften da‐
gegen gezwungen, in Bündnissen und Pakten andere Leistungen bzw. den Verzicht 
auf Sozialkürzungen gegen Lohnanteile einzutauschen. Disinflationsdruck geht für 
den Eurowährungsraum  aktuell  vor  allem  von  einer  großen Ökonomie, Deutsch‐
land, denn von den kleinen Ländern aus (vgl. Hein/Truger 2004).  
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Trotz  dieses  differenzierten  Bildes  stellen  minimale  Lohnanstiege  oder  gar 
Lohnsenkungen  für die Gewerkschaften eine  latente Gefahr dar. Die von gewerk‐
schaftlicher  Seite  initiierte  Lohnkoordinierung  sollen  hier  entgegenwirken,  indem 
sie  einen Mindestsockel  für Lohnsteigerungen  setzten, der durch die Formel Pro‐
duktivitätsanstieg plus Inflationsrate beschrieben ist. Kann eine Lohnkoordinierung 







gen  spricht,  dass  bei  Tarifverhandlungen  eine  Legitimierung  der  Abschlüsse 
anhand ihrer ökonomischen Folgewirkungen durchaus eine Rolle spielt, um die 
eigenen  Positionen  zu  untermauern,  die  Ergebnisse  von Verhandlungen  aber 










nierung  über  die  Löhne  attraktiv  sein,  senkt  sie  doch  in  einem  einheitlichen 
Währungsraum den Realzins. Folglich geht es aus einer gesamtökonomischen 
Perspektive darum, die Gewerkschaften, aber auch die Arbeitgeber auf die Re‐
gel  zu  verpflichten  bzw.  eine  Selbstverpflichtung  beider Parteien  anzustoßen. 
Da  supranationale Dachorganisationen  oder  Initiativen nur die Tarifpolitik  in 
den Einzelstaaten miteinander koordinieren können, mithin die Tarifkompetenz 
in den Ländern verbleibt, müssen um so mehr auf supranationaler Ebene Absi‐











te  bringen.  Auch  bietet  sich  eine  Koordinierung  über  den  Europäischen  Ge‐
werkschaftsbund an.  
–  Selbst wenn die Akteure sich aber selbst auf eine Regelbindung verpflichten, ist 
nicht  gesagt,  dass  sie  diese  auch  umsetzen  können.  Eine  Koordinierung  der 
Lohnpolitik auf supranationaler Ebene kann nur gelingen, wenn die Tarifpartei‐
en auf nationaler oder  sektoraler Ebene handlungsfähig  sind. Dies kann  etwa 
durch  zentralisierte  Verhandlungen  oder  eine  Lohnführerschaft  sichergestellt 
werden.  Schwieriger  wird  die  Lage  daher  mit  der  Osterweiterung,  weil  die 
Lohnverhandlungssysteme der hinzu kommenden Länder kaum auf Flächenta‐
rifverträgen  aufbauen und  somit  eine Koordinierung  immens  erschwert wird 
(vgl. Schulten 2004). 
–  Wenig zuträglich  ist die aktuelle ökonomische und gesellschaftliche Situation. 








auch  im  Speziellen  für  eine  Koordinierung  von  Lohn‐  und  Geldpolitik:  Im 























sich  selbst,  stärken will.  Indem die Kommission die Koordinierungsverfahren 








ken der Nationalstaaten und  auf  europäischer Ebene  einzubinden  (vgl. Com‐
mission of the European Communities 2001a). Im Kern zielt eine derartige Ko‐




thod of co‐ordination should be a complement,  rather  than a  replacement,  for 
Community  action.«  (Commission  of  the  European  Communities  2001a:  22). 
Gleichzeitig verfolgt die Kommission das Ziel, die supranationale Steuerung zu 
stärken, indem sie – ebenfalls unter dem Titel der Koordinierung – mehr Kom‐
petenzen  für sich und die Eurogruppe reklamiert  (vgl. Commission of  the Eu‐
ropean Communities 2001b). Der Einbezug von Gewerkschaften und Arbeitge‐
bern durch die Kommission sichert allen Seiten Bündnispartner und kann damit 
auch bei der Entwicklung  eines  europäischen Systems  industrieller Beziehun‐
gen helfen. Gegen eine Unterstützung der gewerkschaftlichen Position und  ih‐
rer  Lohnkoordinierung  spricht  aber,  dass  in  den  Erklärungs‐  und  Deutungs‐
mustern der Kommission,  jedenfalls  innerhalb der für die wirtschaftspolitische 
Koordinierung maßgeblichen Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen, wirt‐















Gewerkschaften  bietet  sich  damit  die  Möglichkeit,  ihre  Vorstellungen  einzu‐
bringen und anderen Akteuren argumentativ zuzusetzen. Mit ihrer Einbindung 








–  Der Makroökonomische Dialog  bot  bislang  kaum  Anknüpfungspunkte  für  eine 
gewerkschaftliche Lohnkoordinierung. Ganz im Gegenteil erhoffen sich die EZB 
und  manche  Regierungsvertreter  eher  Lohnmoderation  statt  ‐koordinierung 
vom MD. Dies verwundert letztlich nicht, denn schließlich werden die Akteure 
in den Dialog mit den Positionen gehen, die sie auch außerhalb des Gremiums 












hat  sich  einer  neukeynesianischen  Orientierung  angenähert,  und  dies  kann  sich 











des  SWPs.  Automatische  Stabilisatoren  haben  verbal  an  Gewicht  gewonnen, 
und die konjunkturelle Situation wird durch eine veränderte Defizitberechnung 
erstmals  mitberücksichtigt.  Folgte  die  Kommission  diesem  Pfad  konsequent 
und  ließe  sie  die  automatischen  Stabilisatoren  zukünftig  tatsächlich  frei 
schwanken und richtete sie auch das 3%‐Kriterium am strukturellen Defizit aus, 
dann wäre  sie bei neukeynesianischen Positionen angekommen. Mit der Aus‐
setzung  der  Sanktionen  gegen  Deutschland  und  Frankreich  ist  der  Verände‐
rungsdruck nicht vom Pakt genommen; eine Modifikation des Pakts ist also im 




–  Ebenfalls  neukeynesianischen Überlegungen  entsprechend  ist  die  Lohnpolitik 
ausgerichtet. Der Dezentralisierungstrend  hält  an  und Lohnzuwächse  bleiben 
unterhalb von Produktivität plus Inflation.  
Dennoch, und dies mag auf den ersten Blick ebenso überraschen wie die  identifi‐
zierte  Annäherung  der  Wirtschaftspolitik  an  neukeynesianische  Positionen,  stellt 
diese  »Re‐Keynesianisierung«  für  die  Gewerkschaften  und  ihre  Interessen  keine 
wirklich  befriedigende  Perspektive  dar.  Denn  für  Gewerkschaften,  die  von  ihrer 











Der  gewählte Weg,  die  nationalen Gewerkschaften  auf  eine  gewerkschaftlich 
gesetzte Lohnorientierung zu verpflichten, bleibt dennoch ein richtiges Ziel. Wollen 
die  Gewerkschaften  aber  die  inhaltliche  Ausrichtung  der  Wirtschaftspolitik  auf 





der Akteure  verändern  und Druck  ausüben:  in Gremien,  durch  öffentliche Kam‐
pagnen, mittels  think  tanks. Ohne ein EZB‐Umdenken und eine veränderte Fiskal‐
politik wird  sich nichts  in  ihrem Sinne bewegen; Lohnkoordinierung allein,  selbst 
wenn sie wie gehofft funktionierte, ist nicht ausreichend. 
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